
Beschluss  
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des Gemeinsamen Bundesausschusses 
über die Änderung des Beschlusses vom 
18. Juli 2013 zur Änderung der Schutzimpfungs-
Richtlinie (SI-RL):  
Änderung der SI-RL und Anpassung der Anlagen 

Vom 1. Oktober 2013 

Der Gemeinsame Bundesausschuss hat in seiner Sitzung am 1. Oktober 2013 beschlossen, 
die Richtlinie über Schutzimpfungen nach § 20d Abs. 1 SGB V (Schutzimpfungs-Richtlinie / 
SI-RL) in der Fassung vom 21. Juni 2007/18. Oktober 2007 (BAnz. S. 8154), zuletzt 
geändert am [Datum] (BAnz. [Seite]), wie folgt zu ändern: 

 

I. Die Tabelle in Anlage 1 zur Schutzimpfungs-Richtlinie wird wie folgt geändert: 

In der Zeile zur Impfung gegen „Hepatitis B (HB) wird in Spalte 3 „Hinweise zu den 
Schutzimpfungen“ nach dem Satz „Kinder und Jugendliche, die einer Risikogruppe 
angehören, erhalten eine Wiederimpfung entsprechend den Regelungen in dieser Richtlinie.“ 
zur Indikation „Berufliche Indikation:“ folgender Hinweis zu den Schutzimpfungen eingefügt: 

„Eine erhöhte berufliche Gefährdung durch Hepatitis B begründet in folgenden 
Bereichen keinen Leistungsanspruch gegenüber der GKV: 

Nach der Verordnung zur arbeitsmedizinischen Vorsorge (ArbMedVV) besteht ein 
spezieller Anspruch gegen den Arbeitgeber aufgrund eines erhöhten beruflichen 
Risikos. Das ist in den folgenden in Teil 2 der ArbMedVV genannten Bereichen bei 
den aufgeführten Expositionsbedingungen der Fall: 

1. Einrichtungen zur medizinischen Untersuchung, Behandlung und Pflege von 
Menschen und Betreuung von Behinderten, einschließlich der Bereiche, die der 
Versorgung bzw. der Aufrechterhaltung dieser Einrichtungen dienen (Tätigkeiten, bei 
denen es regelmäßig und in größerem Umfang zu Kontakt mit Körperflüssigkeiten, -
ausscheidungen oder -gewebe kommen kann; insbesondere Tätigkeiten mit erhöhter 
Verletzungsgefahr oder Gefahr von Verspritzen und Aerosolbildung); 

2. Notfall- und Rettungsdienste (Expositionsbedingungen wie vor); 

3. Pathologie (Expositionsbedingungen wie vor); 

4. Forschungseinrichtungen/ Laboratorien (regelmäßige Tätigkeiten mit Kontakt-
möglichkeit zu infizierten Proben oder Verdachtsproben bzw. zu erregerhaltigen oder 
kontaminierten Gegenständen oder Materialien).“ 
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Die Tragenden Gründe zu diesem Beschluss werden auf der Internetseite des 
Gemeinsamen Bundesausschusses unter www.g-ba.de veröffentlicht. 

 

Berlin, den 1. Oktober 2013 

Gemeinsamer Bundesausschuss 
gemäß § 91 SGB V 

Der Vorsitzende 

 

Hecken 

http://www.g-ba.de/

